
Aktenzeichen: 3 A7,R 5P/R0
Bundesarh- isgericht V. Sen at iipun ,n Tu r^ßil vom 10c Januar iQRij 

' ? Ä7.R W 8 2  -
I, firbe i cht.

Mannhe in
II . Landes'-*rbe i tsgeri chi, 

Badph • J'irt temberg 
n -h p j m)

frri,eil vorn 29. April 1Q8 1 
- 2 Ca 362/80 -

Urteil vom 2,K November 1981 -? Ba A 9/81 -
Fur die /V';„ iicno Sammlung: Nein 
Fi>r die [• a -in':resse: t-11 r j

Frischei dungsstlchwort;
.• i. «--• x ■_ b 1 e Altersgrenze )■»*>« k- b-  beamten a hnl i eher Versorgung

Oese t z : -rt rAVG ? BOB * ?n? Ruhegehalt, 9* 173, 157; RVO $ 12t»8;
hvn f. 25; BPG vom 80. Juni 1Q60 (P0P1 I 279) 5 68; PPG vom.4. Ju3; 1953 (BOB 1 I 551) ** 141, 14?; PPG vom 18. September ’or-? (BGBl I 1338); ZPQ 5 65A

'• i t s a i.
1 r?p betrieblich*»

' 1 f\ inpszusagc, die für alle

».: r.nehmer»;-' alle a n d e - e ^ L  m0ssen kei"* Kürzungen
verseil igen Ruhestand 'n.. ,?ltnchmpr VBrH(?Pen durch ihren r-.;~ ,vP . " ” ‘u* f̂1P noch fehlenden Steigerungs-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3 AZR 52/82
7 Sa **9/81 Baden-Württemberg (Mannheim)
Verkündet am 
10. Januar 198**
Sürig,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. Januar 198** durch den Vor­
sitzenden Richter Professor Dr. Dieterich, die Richter 
Schaub und Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. 
Schwarze und Zilius für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Ba­
den-Württemberg vom 2*4. November 1981 
- 7 Sa *»9/81 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revi­
sion zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der im Jahre 1916 gebbrene Kläger trat am 1. April 1958 als 
Diplom-Ingenieur in die Dienste des Beklagten. Der Arbeitsvertraf 
vom 30. September bzw. 10. Oktober I960 sah die Gewährung ei­
ner betrieblichen Altersversorgung vor. In § 7 Nr. 1 heißt es:

Die Versorgung umfaßt nach einer 10- 
jährigen Dienstzeit beim TÖV Mannheim 
ein Ruhegehalt bei Erreichen der Al­
tersgrenze (65. Lebensjahr) ...
Anspruch und Höhe der Versorgungslei­
stungen richten sich nach dem Bundes­beamtengesetz.

Der Beginn der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit wurde auf den 
1. April 1958 festgesetzt. Als ruhegehaltsfähige Dienstbezüge 
wurden die Beamtenbezüge nach Besoldungsgruppe A 13 vereinbart; 
in späterer Zeit wurden sie auf die maßgebende Besoldungsgruppe A
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15 angehoben. Auf das Ruhegehalt sollte die Rente aus der ge­
setzlichen Angestelltenversicherung in der Weise angerechnet 
werden, daß die GesamtVersorgung aus Ruhegehalt und Angestell­
tenversicherung ein vergleichbares Bearatengehalt nicht über­
steigt . Von der Anrechnung ausgenommen waren Sozialversiche­
rungsrenten, die auf eigenen Beitragsleistungen des Klägers be­
ruhen. Die Versorgungszusage entsprach einer Betriebsvereinbarutif 
vom 4. Dezember 1959» die zwischen dem Beklagten und dessen Ge­
samt bet riebsrat abgeschlossen worden ist.

Bereits bevor der Kläger in den Ruhestand trat, verhandelten 
die Parteien über die Höhe der Abschläge, die angemessen seien, 
wenn der Kläger von der flexiblen Altersgrenze in der gesetzli­
chen Sozialversicherung Gebrauch machen sollte. Der Beklagte 
teilte dem Kläger in einem Schreiben vom 23. Juni 1978 mit, daß 
dieser mit einem Abschlag von 0,5 % für jeden Monat rechnen müs-? 
se, den er vor Vollendung des 65. Lebensjahres ausscheide. Dar­
auf antwortete der Kläger mit Schreiben vom 20. Juni 1979, daß 
er allenfalls mit einem Abschlag für die Dauer des vorgezogenen 
Ruhestandes bis zur Erreichung seines 65. Lebensjahres einver­
standen sei. Der Beklagte verblieb jedoch in einem weiteren 
Schreiben vom 5. Juli 1979 bei seiner Auffassung, daß er für 
jeden Monat der Inanspruchnahme des Ruhegehalts vor Erreichen des 
65. Lebensjahres 0,5 t kürzen dürfe. In einem sich anschließen­
den Ferngespräch erklärte der Kläger dazu: " Mir ist das egal, 
ich mache es trotzdem".

Mit dem 31. Juli 1979 trat der Kläger in den Ruhestand.
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Seit dem 1. August 1979 bezieht er Altersruhegeld aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung. Der Beklagte zahlte ihm zunächst 
noch Übergangsgeld und seit dem 1. November 1979 Ruhegehalt in 
Höhe von 2.151,03 DM. Er berechnete 57 % der ruhegehaltsfähigen 
DienstbezUge nach Besoldungsgruppe A 15 mit 2.968,02 DM, auf die 
er den von ihm finanzierten Teil einer Lebensversicherung auf 
Rentenbasis mit 533*50 DM anrechnete. Den sich ergebenden Betrag 
von 2.43*1,53 DM kürzte er um einen versicherungsmathematischen 
Abschlag von 12 % (24 Monate x 0,5 $) auf 2.142,38 DM. Zu diesem 
Betrag gewährte er einen Zuschlag nach den Vorschriften des Be­
amtenrechtes in Höhe von 8,65 DM, so daß sich das festgesetzte 
Ruhegeld ergab.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß der Beklagte 
nicht berechtigt sei, sein Ruhegehalt um einen versicherungsma­
thematischen Abschlag zu kürzen. Wenn Beamte vorzeitig in den 
Ruhestand träten, so kenne das Beamtenrecht keine entsprechende 
Kürzung. Der Beklagte sei mithin zur Auszahlung der ungekürzten 
Beträge verpflichtet und schulde Nachzahlungen für die Zeit von 
November 1979 bis September 1980 in Höhe von 3*213,5*1 DM und für 
die Zeit von Oktober 1980 bis August 1981 in Höhe eines weiteren 
Betrages von 3*213,54 DM.

Der Kläger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen,
1. an ihn 3.213,51* DM brutto zuzüglich 

4 % Zinsen aus dem Nettobetrag seit dem 2. Oktober 1980 zu zahlen,
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2. an ihn weitere 3.213,5** DM brutto 
zuzüglich *» % Zinsen aus dem Netto­
betrag seit dem 12. September 1981 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat 41* 
Auffassung vertreten, die früher einsetzenden Rentenlei.stungen 
führten zu einer kürzeren Finanzierungsdauer und einem längeren 
Rentenbezug, der durch einen versicherungsmathematischen Abschlag 
auszugleichen sei. Er hat behauptet, dem Kläger sei die Berechn 
nungsweise des Ruhegehaltes bekannt gewesen. Der Betriebsrat sei 
über sie informiert worden. Im übrigen habe er, der Beklagte, mit 
einer streitigen Gegenforderung in Höhe von *1.550,—  DM aufge­
rechnet .

Das Arbeitsgericht hat die streitigen Versorgungsansprüche 
des Klägers bejaht, aber die Klage aufgrund der Hilfsaufrechnung 
abgewiesen. Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Berufung 
eingelegt. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Beklag* 
ten zurückgewiesen und auf die Berufung des Klägers der Klage 
stattgegeben. Mit seiner Revision verfolgt der Beklagte weiterhlft 
die Xlageabweisung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e !

Die Revision ist nicht begründet. Der Beklagte darf das 
Ruhegeld des Klägers weder um einen versicherungsmathematischen 
Abschlag noch entsprechend der verminderten Dienstzeit kürzen.
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1. Die Versorgungszusage des Beklagten aus dem Jahre I960 sieht 
eine Betriebsrente erst bei Vollendung des 65. Lebensjahres vor. 
Sie ist jedoch nach Einführung der flexiblen Altersgrenze für 
Arbeiter und Angestellte lückenhaft geworden.

Die Versorgungszusage von I960 bestimmt als Altersgrenze das 
65. Lebensjahr. In § 7 Nr. 1 Satz 1 der Versorgungszusage heißt 
es, daß dem Kläger nach einer 10-jährigen Dienstzeit ein Ruhege­
halt zusteht, wenn er die Altersgrenze erreicht. In einem Klam­
merzusatz ist als Altersgrenze das 65. Lebensjahr bezeichnet.
Dies entspricht dem Beamtenversorgungsrecht, auf das in der Ver­
sorgungszusage Bezug genommen ist. Nach § 68 des Deutschen Beam­
tengesetzes vom 30. Juni 1950 (BGBl I, 279) war die Altersgrenze 
das 65. Lebensjahr. Hieran ist auch durch das Bundesbeamtenge­
setz vom 14. Juli 1953 (BGBl I, 551) nichts geändert worden.
Nach 5 -41 Abs. 1 BBG 1953 treten Beamte mit Ablauf des 65. Le­
bensjahres kraft Gesetzes in den Ruhestand. Allerdings war schon 
nach § 42 Abs. 3 BBG 1953 ein Beamter auf sein Verlangen ohne 
Nachweis der Dienstunf*ähigkeit in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn er das 62. Lebensjahr vollendet hatte. Diese Möglichkeit 
der vorgezogenen Pensionierung hat auch das Bundesbeamtengesetz 
vom 18. September 1957 (BGBl I, 1338) aufrechterhalten.

Die Regelung der Altersgrenze in der Versorgungszusage ist 
nach Einführung der flexiblen Altersgrenze lückenhaft geworden. 
Seither ist es auch Arbeitern und Angestellten möglich, vor Er­
reichen des 65. Lebensjahres in den Ruhestand zu treten. Das 
Rentenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 (BGBl I, 1965) begründet
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filr Versicherte, die das 63. bzw. das 60. Lebensjahr vollendet 
haben unter bestimmten Voraussetzungen einen Anspruch auf vor­
zeitige Gewährung von Altersruhegeld (? 12U8 Abs. 1 RVO; ? 25 
Abs. 1 AVG). Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 197*4 (BGBl
1, 3610) können Arbeitnehmer von ihrem Arbeitgeber verlangen, daß 
ihnen vor Erreichen des 65. Lebensjahres Ruhegeld gezahlt wird, 
sofern sie von der flexiblen Altersgrenze in der gesetzlichen 
Sozialversicherung Gebrauch machen und die übrigen Leistungs­
voraussetzungen der Versorgungszusage erfüllt sind. Abweichende 
Versorgungsregelungen sind insoweit unwirksam. Das gilt auch für 
§ 7 Nr. 1 des ArbeitsVertrags der Parteien und für die entspre­
chende Betriebsvereinbarung.

2. § 6 BetrAVG enthält keine Regelung, in welcher Höhe der Ar­
beitgeber seinen Arbeitnehmern Leistungen der betrieblichen Al­
tersversorgung erbringen muß, die vorzeitig aus seinen Diensten 
scheiden und infolgedessen geringere Betriebstreue erbringen und 
längere Versorgungszeiten beanspruchen (BAG 30, 333* 335 = AP 
Nr. 1 zu § 6 BetrAVG, zu 1.1 der Gründe). Die Versorgungszusage 
der Beklagten aus dem Jahre I960, die die flexible Altersgrenze 
noch nicht berücksichtigen konnte, bedarf insoweit der ergänzen­
den Vertragsauslegung.

Der Senat hat für die ergänzende Vertragsauslegung von Ver­
sorgungsordnungen , die durch die Einführung der flexiblen Al- 
tersgrenze lückenhaft geworden sind. Auslegungsregeln entwickelt. 
Er ist davon ausgegangen, daß die Vertragslücke, sofern die Par-
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teien keine anderweitige Regelung treffen, in entsprechender An- 
Wendung von § 2 BetrAVG zu schließen ist. Das heißt, daß wegen 
der kürzeren Betriebszugehörigkeit eine zeitanteilige Kürzung de? 
Ruhegeldes in Betracht kommt (BAG 30, 333, 336 = AP Nr. 1 zu § 6 
BetrAVG, zu I 2 der Gründe; Urteil vom 11. September 1980 - 3 
AZR 185/80 - AP Nr. 3 zu § 6 BetrAVG, zu II der Gründe). Diese 
Auslegungsgrundsätze sind jedoch dann nicht anzuwenden, wenn sicly 
aus der Versorgungsordnung Anhaltspunkte dafür ergeben, wie die 
Parteien bei redlichem Verhalten den offen gebliebenen Punkt at}- 
weichend geordnet haben würden, wenn sie ihn bedacht hätten (BAC 
Urteil vom 8. November 1972 - H AZR 15/72 - AP Nr. 3 zu § 157 
BGB (Bl. 2); BGH LM Nr. 5 zu § 157 (D) BGB; LM Nr. 1, 10 zu 
§ 157 (D) BGB).

Wenn die Parteien bereits im Jahre I960 die flexible Al­
tersgrenze bedacht hätten, wäre von ihnen weder ein versiche­
rungsmathematischer Abschlag noch eine ratierliche Kürzung des 
Ruhegeldes vorgesehen worden, weil es ihnen auf die Beamtenähn­
lichkeit ihrer Versorgungsregelung entscheidend ankam. Bereits 
durch das Bundesbeamtengesetz von 1953 ist Beamten das Recht er­
öffnet worden, ihre Versetzung in den Ruhestand zu verlangen, 
wenn sie das 62. Lebensjahr vollendet hatten (§ H2 Abs. 3 BBG 
1953). Diesem Verlangen war im allgemeinen stattzugeben, wenn es 
nicht im öffentlichen Interesse stand, daß der Beamte im Dienst 
verblieb (Bochalli, BBG, 2. Aufl., 1958, § *12 Anm. 6). Weder 
die Regelung von 1953 noch die spätere Fassung von 1957 sahen 
jedoch vor, daß Beamte eine Kürzung ihrer Bezüge hinnehmen muß­
ten, wenn sie vorzeitig in den Ruhestand traten. Lediglich die-
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jenigen Beamten, die noch nicht ihre Höchstpension erreicht hat­
ten, verloren die fehlenden Steigerungsbeträge. Die vorliegend 
umstrittene Versorgungszusage, die weitgehend auf das Beamten­
recht verweist, kann nicht anders ergänzt werden. Nach § 7 Nr. 1 
Satz 2 der Versorgungszusage bestimmen sich Anspruch und Höhe der 
Versorgungsleistungen nach dem Bundesbeamtengesetz. Die Anrech­
nung der Sozialversicherungsrente dient allein dazu, eine Dop­
pelversorgung des Klägers zu vermeiden, weil dessen Altersver­
sorgung aus mehreren Quellen gespeist wird.

3. Die Parteien haben vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
keine abweichende, für den Kläger ungünstigere Regelung der vor­
zeitigen Versorgungsbezüge getroffen.

Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, daß der Kläger 
auf die Mitteilung der Beklagten, seine Versorgungsbezüge würden 
um einen versicherungsmathematischen Abschlag gekürzt, geant­
wortet habe, er wolle an seiner Entscheidung festhalten. Der 
Kläger habe sich wiederholt danach erkundigt, aufgrund welcher 
Rechtsgrundlage die Beklagte eine Kürzung vornehmen wolle. Hier­
aus habe der Beklagte erkennen können, daß der Kläger nicht ohne 
weiteres eine Kürzung hinnehmen werde. Diese Feststellungen sind 
mit Revisionsrügen (§ 554 Abs. 3 ZPO) nicht angegriffen worden. 
Sie sind daher für den Senat bindend. Das Landesarbeitsgericht 
hat aus ihnen zutreffend geschlossen, daß der Kläger sich nicht 
mit einer Kürzung einverstanden erklärt hat.

Soweit die Revision dagegen meint, der Beklagte dürfe die
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Versorgungsbezüge des Klägers bereits deswegen kurzen, weil er 
dem Kläger oder dem Betriebsrat seine Kürzungsabsicht mitgeteilt 
habe, vermag der Senat dem nicht zu folgen. Der Versorgungsan­
spruch des Klägers ergibt sich aus dessen Arbeitsvertrag. Eine 
vertragliche Versorgungsregelung kann nur durch einzel- oder 
kollektivvertragliche Gestaltungsmittel geändert werden. Diese 
liegen aber nach dem Vorbringen des Beklagten und den Feststel­
lungen des Landesarbeitsgerichts nicht vor.

Dr. Dieterich Schaub Griebeling

Dr. Schwarze Zilius
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